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Für Stabilität. 
Die beste Empfehlung. Funk. 

Funk blickt auf eine 135-jährige erfolgreiche Unternehmensgeschichte zurück. Das liegt nicht zuletzt daran, dass wir 

als dienstleistendes Familienunternehmen in der 5. Generation wissen, dass unsere Werte eine Basis für langfristige 

erfolgreiche Geschäftsbeziehungen sind. Und wir wissen, welche Bedeutung einem Generationswechsel beizumessen 

ist. Das leben wir. Zum Beispiel in unseren Team Schwertransport | Kran - bereits seit 2010 repräsentiert Andreas 

Wasner neben Norbert Fliether das in Ihrer Branche hochangesehene Spezialisten-Team. Damit für Sie alles bleibt, 

wie bisher - die Sicherheit, einen stabilen, unabhängigen Partner an Ihrer Seite zu haben. 

Funk Gruppe
Valentinskamp 20
20354 Hamburg

Team Schwertransport | Kran
 
Herr Norbert Fliether
fon 040 35914-222
n.fliether@funk-gruppe.de

Herr Andreas Wasner
fon 040 35914-528
a.wasner@funk-gruppe.de
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Niedersächsische Gebührenordnung für Erlaubnisse und Ausnahmegenehmigungen für 
übermäßige Straßenbenutzung unwirksam  

LÜNEBURG. Mit Urteilen vom heutigen Tage hat der 12. Senat des Niedersächsischen Oberver-
waltungsgerichts in vier Normenkontrollverfahren (Az. 12 KN 174/14, 12 KN 175/14, 12 KN 176/14 
und 12 KN 177/14) die vom Niedersächsischen Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr und 
vom Niedersächsischen Finanzministerium erlassene Gebührenordnung für Erlaubnisse und Aus-
nahmegenehmigungen für übermäßige Straßenbenutzung vom 14. Februar 2012 (Nds. GVBl. Nr. 
3/2012 S. 22) für unwirksam erklärt. 

Die Antragstellerinnen führen Schwerlast- und Großraumtransporte auf öffentlichen Straßen durch. 
Für deren Benutzung mit besonders schweren oder großen Fahrzeugen benötigen sie eine Er-
laubnis nach § 29 Abs. 3 StVO sowie die Genehmigung einer Ausnahme von den Vorschriften 
über Höhe, Länge oder Breite von Fahrzeug oder Ladung (§ 46 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 StVO). Erlaub-
nis- und Genehmigungsbehörden sind in der Regel die Straßenverkehrsämter der Landkreise, 
kreisfreien Städte und selbständigen Gemeinden. Sie holen für die Bearbeitung solcher Genehmi-
gungsanträge eine Stellungnahme der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und 
Verkehr zur Frage ein, ob der für den Transport beantragte Fahrweg ohne Beeinträchtigung der 
Verkehrsbauwerke (Straßen, Brücken und Tunnel) befahren werden kann. Die im Streit stehende 
Gebührenordnung wurde auf Anregung des Niedersächsischen Landesrechnungshofs mit dem 
Ziel erlassen, den im bundesrechtlichen Rahmen vorgesehenen Höchstbetrag der Gebühr von 
767,- Euro auf 850,- Euro zu erhöhen (§ 1) sowie abweichend vom Bundesrecht eine Beteiligung 
des Landes an den an die Genehmigungsbehörden zu entrichtenden Gebühren vorzusehen (§ 2). 

Der 12. Senat des Oberverwaltungsgerichts hat mit den heutigen Urteilen entschieden, dass die 
Gebührenordnung unwirksam ist, weil die Voraussetzungen für ihren Erlass nicht vorlagen. Eine 
vom Bundesrecht abweichende Regelung der Gebühren ist gemäß § 3 Abs. 4 Satz 1 des Nieder-
sächsischen Verwaltungskostengesetzes (NVwKostG) möglich, wenn eine bundesrechtlich gere-
gelte Gebühr nicht den Aufwand deckt. Anhand der vom Antragsgegner vorgelegten Zahlen hat 
der Senat nicht feststellen können, dass bei Schaffung der Verordnung diese landesrechtliche Vo-
raussetzung erfüllt war. § 2 der Gebührenordnung, der die Gebührenbeteiligung des Landes für 
die Mitwirkung der Landesbehörde an dem Genehmigungsverfahren vorsieht und auf § 4 Abs. 2 
NVwKostG gestützt ist, kann für sich ohne den unwirksamen § 1 keinen Bestand haben.

Die Revision zum Bundesverwaltungsgericht hat der Senat nicht zugelassen.

NDS. OBERVERWALTUNGSGERICHT
23.04.2015
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Aus dem Gerichtssaal: Gebühr gestoppt!
KM Recht




